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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

In der Sommersession 2021 setzten sich Ständerat und Nationalrat mit dem
ordentlichen Nachtrag I zum Voranschlag 2021 sowie mit den Nachmeldungen
auseinander. Kurz zuvor, Mitte Mai 2021, hatte der Bundesrat eine weitere
Nachmeldung eingereicht, mit der er CHF 600 Mio. zur Erhöhung des
Verpflichtungskredits zur Beschaffung von Sanitätsmaterial verlangte. Damit wollte er
sich «Handlungsspielraum zum Kauf von Impfstoff[en]» schaffen, wie
Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) im Rahmen der Ständeratsdebatte erklärte.
Hegglin störte sich jedoch an dem Vorgehen des Bundesrates, der Kommission auch
weiterhin «immer noch fast über Nacht Anträge» zu unterbreiten. Im Krisenjahr 2020
sei dies verständlich gewesen, jetzt solle man aber «wieder zum ordentlichen Verfahren
zurückkehren». Mit den beantragten Nachtragskrediten würden sich die für das Jahr
2021 bewilligten Mittel zur Bekämpfung der Covid-19-Pandemie auf CHF 24.6 Mrd.
belaufen – also um CHF 3.2 Mrd. zunehmen. Dennoch sprach sich die FK-SR einstimmig
für die entsprechenden Bundesbeschlüsse aus, verlangte aber vom Bundesrat einen
haushälterischen Umgang mit den Finanzmitteln. Stillschweigend hiess der Ständerat
sämtliche Ausgaben gut und nahm den Entwurf einstimmig (mit 43 zu 0 Stimmen) an. 

Deutlich grössere Diskussionen folgten hingegen im Nationalrat, in dem auch mehrere
Minderheitsanträge vorlagen. Eine Aufstockung der Kredite forderte lediglich eine
Minderheit Friedl (sp, SG), die den Schweizer Beitrag an die globale Initiative «Access to
Covid-19 Tools Accelerator» um CHF 600 Mio. auf CHF 826 Mio. erhöhen wollte.
Claudia Friedl verwies auf die Bedrohung durch Virusmutationen, wie sie vor allem an
menschenreichen Orten mit ungenügenden sanitären Anlagen und fehlenden
Abständen entstünden. Darum setze ein erfolgreicher Kampf gegen Covid-19 die
Unterstützung der ärmeren Staaten voraus, getreu dem Motto der WHO: «Niemand ist
sicher, bis alle sicher sind.» Lars Guggisberg (svp, BE) sprach sich gegen eine Erhöhung
des Kredits aus und beantragte zugleich, den vom Bundesrat verlangten Kredit im
Budget des EDA zu kompensieren. So nähmen die Ausgaben bei der internationalen
Zusammenarbeit jährlich deutlich zu, insbesondere auch Corona-bedingt, etwa bei der
humanitären Hilfe. Der Nationalrat lehnte beide Minderheitsanträge ab.
Besonders umstritten war im Nationalrat die Frage der Covid-19-Tests. Einerseits
lehnte eine weitere Minderheit Guggisberg die Anschubfinanzierung an die Kantone für
eine repetitive Testung ab und wollte den entsprechenden Kredit über CHF 64 Mio.
streichen. Guggisberg wehrte sich jedoch nicht gegen die repetitive Testung an sich,
sondern dagegen, dass der Bund, der bisher bereits 90 Prozent der Covid-19-
Sonderausgaben trage, die Kantone auch in diesem Bereich noch zusätzlich
unterstütze. So hätten zahlreiche Kantone – anders als der Bund – im Jahr 2020
Ertragsüberschüsse verzeichnet und sollten nun die entsprechenden Kosten selbst
tragen. Andererseits beantragte eine Minderheit Nicolet (svp, VD), den Kredit für die
Bundesfinanzierung der Covid-19-Tests von CHF 2.4 Mrd. um CHF 112 Mio. zu
reduzieren und dabei auf die Finanzierung der Selbsttests zu verzichten, da diese zu
wenig zuverlässig seien. Auch diese beiden Minderheitsanträge fanden keine Mehrheit
im Rat.
Zudem wollte eine Minderheit Sollberger (svp, BL) auf die Erhöhung des
Verpflichtungskredits zur Beschaffung von Sanitätsmaterial und Impfstoffen über CHF
600 Mio., wie sie der Bundesrat in der dritten Nachmeldung beantragt hatte,
verzichten. Es seien bereits 20 Mio. Impfdosen bestellt, das genüge für die
Grundimmunisierung der Schweizer Bevölkerung. Folglich brauche es keinen Kredit für
zusätzliche 15 Mio. Impfdosen, insbesondere da dieser Kredit in kürzester Zeit ohne
seriöse Abklärungen gesprochen worden sei. Man müsse später diskutieren, wer für die
Kosten der Auffrischimpfungen aufkommen solle. Auch in dieser Frage folgte der
Nationalrat jedoch seiner Kommissionsmehrheit und damit dem Bundesrat. 
Schliesslich legte Martina Munz (sp, SH) noch einen Minderheitsantrag ohne Corona-
Bezug vor: Sie beantragte, den Finanzierungsbeitrag von CHF 5 Mio. für die Renovierung
der Kaserne der Schweizer Garde an Auflagen zur Nachhaltigkeit und zur Nutzung von
erneuerbaren Energien zu knüpfen. So könne als Rechtsgrundlage für diese
Finanzierung nur mit viel Goodwill eine Verbindung zur Bundesverfassung gezogen
werden, wie zahlreiche Sprechende kritisierten. Wenn der Kredit aber schon
gesprochen werde, um die positive Wahrnehmung der Schweiz zu fördern, solle dabei
vor allem die Nachhaltigkeit des Projekts unterstrichen werden. Auch diesen
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Minderheitsantrag lehnte die grosse Kammer jedoch ab und beliess dies Vorlage damit
unverändert. Nach dem Ständerat hiess schliesslich auch der Nationalrat den
Bundesbeschluss über den Nachtrag I zum Voranschlag 2021 mit 146 zu 44 Stimmen (bei
3 Enthaltungen) gegen den Willen der Mehrheit der SVP-Fraktion gut. 1

Zur Bereinigung der verbliebenen Differenz zu den Krediten für die Beschaffung von
Medikamenten für immunsupprimierte Personen waren nochmals drei Beratungen
nötig. Die Mehrheit der FK-NR beantragte in der ersten Runde des
Differenzbereinigungsverfahrens die Ablehnung der zwei Kredite – zumal die
Kommission diese nicht vorberaten hatte. Mehrere Mitglieder der Kommission
bezweifelten deren Dringlichkeit und rügten den Ständerat für deren Annahme, ohne
genügend Informationen vorzulegen. Man fordere dafür wie üblich eine Botschaft des
Bundesrates, betonte etwa Alois Gmür (mitte, SZ). Eine Minderheit Wyss (sp, BS) sprach
sich für Annahme der Kredite aus, zumal diese Ausgabe inhaltlich unbestritten sei und
man dem Bundesrat damit eine möglichst schnelle Beschaffung ermögliche. Nach
langen Diskussionen lehnte der Nationalrat die zwei Kredite mit 105 zu 82 Stimmen (bei
4 Enthaltungen) ab. 

Die Kritik des Schwesterrates – und insbesondere der Schwesterkommission –
beeindruckte die FK-SR nicht. Sie hatte das EDI in der Zwischenzeit um einen Bericht
zur Präzisierung der Dringlichkeit des Bedarfs gebeten. Dieser Bericht zeigte auf, dass
die Produktionskapazitäten der entsprechenden Medikamente begrenzt sind und
deutlich unter der Nachfrage liegen dürften. Zudem werde die Wirksamkeit der
bestehenden Medikamente heute in Frage gestellt, man suche noch nach Alternativen.
Sollten solche gefunden werden, müsse der Bundesrat sofort – nicht erst im Juni nach
Behandlung des zweiten Nachtrags – in der Lage sein, diese zu erwerben. Nach dem
präzisierenden Bericht des EDI beantragte auch Finanzminister Maurer die Kredite neu
zur Annahme. Eine Minderheit Stark (svp, TG) verlangte jedoch weiterhin, «in der
Finanzpolitik und in verwaltungstechnischen Abläufen wieder zu bewährten
Grundsätzen zurück[zu]finden», insbesondere da sie die Dringlichkeit der Kredite noch
immer bezweifelte. Mit 29 zu 9 Stimmen sprach sich der Ständerat aber erneut für
Annahme der Kredite aus. 

Dieser Bericht des EDI überzeugte nun auch die Mehrheit der FK-NR. Nachdem Lars
Guggisberg (svp, BE) erneut Ablehnung der Kredite beantragt hatte, begründete Felix
Wettstein (gp, SO) die ambivalente Position der Grünen-Fraktion: Einerseits habe die
Finanzkommission zwar zusätzliche Informationen erhalten, diese hätten aber zu mehr
Verwirrung geführt – man habe zu diesem Zeitpunkt einfach nicht genug Informationen
für einen fundierten Entscheid. Andererseits habe der Bundesrat die Kredite nun
gutgeheissen; man könne sie also auch jetzt sprechen und müsse dadurch nicht
riskieren, dass die FinDel die Kredite später bevorschussen müsse. Der Nationalrat,
nahm die zusätzlichen Kredite in der Folge mit 100 zu 62 Stimmen (bei 16 Enthaltungen)
an. Die ablehnenden Stimmen stammten von der fast geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion – einzig Verena Herzog (svp, TG) hiess die auf ihre Motion zurückgehenden
Kredite gut und Lorenzo Quadri (lega, TI) enthielt sich der Stimme – sowie von
Minderheiten der Grünen-, Mitte- und der FDP.Liberalen-Fraktionen. 2
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